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Zwischen Selbstverwaltungs-
und Managementmodell
Umsetzungsstand und Bewertungen der neuen

Steuerungsinstrumente in deutschen Universitäten

Jörg Bogumil, Martin Burgi, RolfG. Heinze, Sascha Gerber, Ilse-Dore GräJ,
Linda Jochheim, Maren Schickentanz

1. EINLEITUNG

In den Sozialwissenschaften wird seit geraumer Zeit ein Wandel der Staatlichkeit
debattiert und mit dem Begriff Governance verbunden (vgl. Genschel/ZangI2oo7;
Heinze 2009)' Im Fokus der Governance·Perspektive steht die Vorstellung, dass
neben staatlichen Regelungsmechanismen auch Selbstregelungsmechanismen in
der Steuerung und Koordination gesellschaftlicher Subsysteme wirken (vgl. Benz
2004; Mayntz 2004)' Hieran angelehnt werden in der Hochschulforschung zwei
idealtypische Governance-Regime unterschieden: das Selbstverwaltungsmodell,
welches als traditionelles Governance-Regime des deutschen Universitätssystems
betrachtet wird, und das Managementmodell, welches nach dem Leitbild des New
Public Management (NPM) für ein reformiertes Universitätssystem steht.

In diesem Beitrag wird untersucht, ob das deutsche Universitätssystem eher dem
Selbstverwaltungs- oder dem Managementmodell entspricht. Außerdem werden an-
hand von Einschätzungen verschiedener Akteure die Wirkungen der einzelnen Gover-
nance-Mechanismen auf die Performanz von Universitäten dargestellt. Dadurch
ergeben sich erste Hinweise darauf, ob die aktuelle Steuerungskonfiguration des
deutschen Universitätssystems sich dazu eignet. Leistungssteigerungen herbeizu-
führen und ob die neuen Steuerungsinstrumente tendenziell im Sinne der mit ihnen
verbundenen Intentionen wirken. Zurückgegriffen wird auf Ergebnisse des Projek-
tes »Neue Steuerung von Universitäten - Evaluierung von Governance-Reformen
des deutschen Universitäts systems« (vgl. hierzu ausführlich Bogumil et al. 2013)'.

1 I Das Forschungsprojekt ••Neue Steuerung von Universitäten - Evaluierung von Gover-
nance-Reformen des deutschen Universitätssystems« wurde von einer interdisziplinären
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in dessen Rahmen sowohl eine Analyse der Landeshochschulgesetze (vgl. auch
Burgi/Gräf 2010) als auch umfangreiche quantitative und qualitative Befragun-
gen' vorgenommen wurden.

Im Folgenden werden zunächst die Idealtypen des Selbstverwaltungs- und
Managementmodells kurz vorgestellt. Anschließend werden der Implementie-
rungsstand und Bewertungen der Wirkungen der neuen Steuerungsinstrumen-
te präsentiert. Abschließend werden mögliche Konsequenzen für die Wissen-
schaftspolitik diskutiert.

2. DAS GOVERNANCE-REGIME DES DEUTSCHEN
UNIVERSITÄTSSYSTEMS

Das NPM ist kein konkretes Reformmodell, welches einen bestimmten klar ab.
grenzbaren Satz an Instrumenten umfasst, sondern ein Reformleitbild. Abstrakt
lässt sich NPM als ein Formwandel der Staatlichkeit begreifen, innerhalb dessen
zum einen die staatlichen Regelungsmechanismen und zum ande;en auch die
Selbstregelungsmechanismen verändert werden sollen. Der Wandel der Staat.
lichkeit im Universitätssystem durch NPM-orientierte Reformen zielt auf eine
Transformation der Governance·Strukturen vom Selbstverwaltungs- zum Ma-
nagementmodell hin. Diese Governance-Regime setzen sich aus unterschied-
lichen staatlichen Regelungsmechanismen und Selbstregelungsmechanismen
zusammen. So dominieren im Selbstverwaltungsmodell die beiden Governance-
Mechanismen staatliche Regulierung und akademische Selbstorganisation. Das
Managementmodell ist hingegen eine Konfiguration aus zielbezogener Außen-
steuerung durch externe Stakeholder, hierarchisch-administrativer Selbststeue-
rung und Wettbewerb (vgl. Schimank 2009).

Staatliche Regulierung bezeichnet das Ausmaß staatlicher Detailsteuerung
durch Hochschul- und Haushaltsrecht. Kennzeichnend sind u.a. vielfaltige Ge-
nehmigungsvorbehalte und Interventionsmöglichkeiten der Ministerialverwal-
tung und eine kameralistische Input-Steuerung. Die Beziehung zwischen Staat
und Hochschulen ist also hierarchisch.

Forschungsgruppe aus Politikwissenschaftlern, Soziologen und Juristen unter der Leitung
von Jörg Bogumil, Rolf G. Heinze, Martin Burgi und Manfred Wannöffel an der Ruhr-Univer-
sität Bochum durchgeführt und vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und der
Hans-Böckler-Stiftung gefördert.

2 I Im Rahmen des Forschungsprojektes wurde eine bundesweite, standardisierte Umfra-
ge unter Rektoren, Kanzlern, Dekanen, Hochschulratsmitgliedern (jeweils Vollerhebungen)
und Professoren (Teilerhebung) durchgeführt. Bei der Erhebung konnten hervorragende
Rücklaufquoten erzielt werden. So haben sich 45 % der Rektoren, 63 % der Kanzler, 45 %
der Dekane, 34 % der Hochschulratsmitglieder und 39 % der Professoren an der Umfrage
beteiligt. Ausführliche Projektergebnisse finden sich bei Bogumil et al. 2013.

Zwischen Selbstverwaltungs- und Managementmodell

Dieser staatliche Regelungsmechanismus wird im Selbstverwaltungsmodell
mit einem starken Selbstregelungsmechanismus kombiniert, der akademischen
Selbstorganisation. Während der Staat vor allem die Haushalts- und Personalan·
gelegenheiten regelt, sind Forschung und Lehre akademische Angelegenheiten
und unterliegen der akademischen Selbstverwaltung.J

Im Managementmodell sind dagegen die Mechanismen zielbezogene Außen-
steuerung durch externe Stakeholder, hierarchisch-administrative Selbststeue-
rung und Wettbewerb dominant. Der Mechanismus der zielbezogenen Außen-
steuerung durch externe Stakeholder bezieht sich auf die Außenbeziehungen von
Hochschulen zu den Stakeholdern Staat und Gesellschaft. Im Hinblick auf den
Staat bedeutet zielbezogene Außensteuerung, dass er nicht, wie im Rahmen der
staatlichen Regulierung, über Struktur- und Prozesssteuerung steuert, sondern
sogenannte leistungsorientierte Steuerungsinstrumente, wie Zielvereinbarun·
gen oder formelgebundene Mittelvergabe, einsetzt (vgl. Schimank 2000; Ziegele

2008).

Bei der zielbezogenen Steuerung durch die Gesellschaft handelt es sich um einen
gesellschaftlichen Selbstregelungsmechanismus. Er unterscheidet sich vom Selbst-
regelungsmechanismus der akademischen Selbstorganisation dadurch, dass
nicht exklusiv wissenschaftliche Professionen, sondern andere gesellschaftliche
Akteure in die Governance von Hochschulen einbezogen werden. Dies soll vor
allem durch Hochschulräte erfolgen. Mitglieder dieses Gremiums müssen auch
hochschulexterne Persönlichkeiten sein. Durch diese erhofft man sich eine Öff-
nung der Hochschulen gegenüber den Bedürfnissen der Gesellschaft und die Ge-
nerierung externen Sachverstands (vgl. Gerber 2009; Burgi/Gräf 2010).

Der Selbstregelungsmechanismus hierarchisch-administrative Selbststeuerung
bezeichnet im Wesentlichen die Stärkung der monokratischen Leitungsorgane
(Rektoren, Kanzler, Dekane) in Hochschulen zuungunsten von Kollegialorganen
(Senate, Konzile, Fakultätsräte). Um ihre erweiterten Handlungsspielräume nut·
zen zu können, benötigen die monokratischen Leitungsorgane aber auch einen
administrativen Unterbau, welcher im Hinblick auf die Aufgabe der Steuerung
und Koordination professionalisiert ist und über Instrumente verfügt, welche für
diese Aufgabe geeignet sind. Insgesamt zielt dieser Mechanismus auf eine Trans-
formation des lose gekoppelten Systems Hochschule mit Dominanz der operati.

3 I Die Trennung von staatlichen und akademischen Angelegenheiten lässt sich jedoch
nur idealiter aufrechterhalten. De facto lassen sich staatliche und akademische Angele-
genheiten nicht stringent trennen. Beispielsweise handelt es sich bei der Berufung eines
Professors um eine akademische Angelegenheit; diese Angelegenheit ist jedoch zugleich
staatliche Angelegenheit, weil die Berufung auch finanzwirksam wird; somit bestehen auch
hier zumindest Genehmigungsvorbehalte der Ministerialverwaltung. Diese Verkoppelung
von staatlichen und akademischen Angelegenheiten erzeugt für den Staat also auch die
Möglichkeit die Hochschulen im Bereich der akademischen Angelegenheiten zu beeinflus·
sen (vgl. Brinckmann 1998; BurgijGräf 2010).
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yen Ebene (vg1. Weick 1976) in eine stärker hierarchische Organisation (vg1. Krü-
cken/Meier 2006).

Den wichtigsten Bestandteil des Managementmodells bildet der Governan-
ce-Mechanismus Wettbewerb. Wettbewerb kann zum einen als gesellschaftlicher
Selbstregelungsmechanismus betrachtet werden, stellt aber zum anderen einen
staatlichen Regelungsmechanismus dar. Im öffentlichen Sektor kann das Zu-
sammenspiel von Angebot und Nachfrage häufig keinen Wettbewerb erzeugen,
deshalb setzt der Staat Instrumente ein, um quasi künstlich Wettbewerb zu er-
zeugen. Durch derartige Steuerungsinstrumente kann der Staat auch mitbestim-
men, anhand welcher Kriterien wissenschaftliche Leistungen bewertet werden
(vg1. Bogumil et a1, 2008). Dies ist ein entscheidender Unterschied zum Wett-
bewerb im Rahmen akademischer Selbstorganisation, in dem exklusiv Wissen-
schaftler Leistungskriterien festlegen. Eine neue Qualität erhält der Wettbewerb
im Managementmodell auch, weil es nicht mehr nur um Wettbewerb zwischen
einzelnen Wissenschaftlern geht, welcher dem Wissenschaftssystem inhärent ist,
sondern um einen Wettbewerb von Hochschulen als Organisationen.4

Die explizierten Governance-Mechanismen sind abstrakte Kat~gorien. Um
diese einer empirischen Erfassung zugänglich zu machen, wurden sie im Rah-
men des Projekts so operationalisiert, dass den Mechanismen konkrete neue
Steuerungs instrumente zugewiesen wurden (vg1. ausführlich Bogumil et a1.
2013). Dadurch wird es möglich zu analysieren, inwieweit für die einzelnen Go-
vernance-Mechanismen ein Bedeutungsgewinn oder -verlust zu verzeichnen ist.5
Die Ergebnisse werden im Folgenden anhand der Governance-Mechanismen dar-
gestellt.

4 I Dies wird zum Beispiel darin deutlich, dass sich politische Programme, wie bspw. die
Exzellenzinitiative, direkt an Organisationen und nicht an Einzelwissenschaftler richten.
Exzellent ist nicht ein einzelner Wissenschaftler, sondern eine Hochschule als Ganzes.
5 I Wohlgemerkt handelt es sich dabei nur um eine Analyse, die formal anhand der Kompe-
tenzverteilung zwischen verschiedenen Akteuren und der formalen Implementierung neuer
Steuerungsinstrumente untersucht, inwieweit ein Wandel vom Selbstverwaltungs- zum Ma-
nagementmodell zu beobachten ist. Eine vollständige Analyse müsste auch das tatsäch-
liche Verhalten und die informellen Regeln der Akteure im Umgang mit neuen Kompetenzen
und neuen Steuerungsinstrumenten einbeziehen (vgl. Meyer/Rowan 1977; Ostrom 2007).
Beispielsweise muss ein Rektor, der umfängliche Kompetenzen erhalten hat, diese nicht
unbedingt für hierarchische Steuerung und Koordination nutzen, sondern kann Entschei-
dungen trotzdem im Wesentlichen den formal geschwächten Kollegialorganen überlassen.

Zwischen Selbstverwaltungs- und Managementmodell

3. WANDEL VOM SELBSTVERWALTUNGSMODELL
ZUM MANAGEMENTMODELL?

3.1 Wettbewerb

Beim Wettbewerbsmechanismus können Instrumente unterschieden werden,
welche im Verhältnis Staat-Hochschulen und hochschulintern eingesetzt werden.
Auf der Ebene Staat-Hochschulen wurden wettbewerbsbezogene Steuerungsinst-
rumente umfangreich implementiert. 91% der Universitäten geben an, Zielverein-
barungen mit dem Land abgeschlossen zu haben und 89 %, dass sie durch ein Ver-
fahren der formelgebundenen Mittelvergabe Ressourcen erhalten (vg1, Tabelle 1).
Wettbewerb hat als staatlicher Regelungsmechanismus im deutschen Universi-
tätssystem also wesentlich an Bedeutung gewonnen.

Tabelle 1: Umsetzungsstand neuer Steuerungsinstrumente in deutschen Universitäten

Ja Nein N
Zielvereinbarungen 91 % 9% 55
zwischen Staat und Hochschulen
Formelgebundene Mittelvergabe 89% 11% 54
zwischen Staat und Hochschulen
Hochschulinterne Zielvereinbarungen
- zwischen Hochschulleitung und Fakultäten 75 % 25 % 80
- zwischen Fakultätsleitung und 26% 74% 77
fakultätsinternen Organisationseinheiten
Hochschulinterne formelgebundene
Mittelvergabe 96% 4% 82
- zwischen Hochschulleitung und Fakultäten 91% 9% 76
- zwischen Fakultätsleitung und
fakultätsinternen Organisationseinheiten
Studiengebühren6 60% 40% 79

Quelle: Eigene. Erhebungen7

Die Einschätzungen zu den Performanzwirkungen des Wettbewerbsmechanis-
mus werden im Folgenden für die Ebene Staat-Hochschulen exemplarisch an-
hand von Verfahren der formelgebundenen Mittelvergabe präsentiert. In Abbil-
dung 1 ist dargestellt, inwieweit die landesseitige formelgebundene Mittelvergabe
in verschiedenen Performanzdimensionen Wirkungen entfaltet. Deutlich wird,
dass dieser neue staatliche Regelungsmechanismus von den befragten Rektoren

6 I Mittlerweile gibt es nur noch in Bayern und Niedersachsen Studiengebühren, wobei in
Bayern diese zum Wintersemester 2013/2014 wegfallen. Auch Niedersachsen plant eine
Abschaffung, diese soll jedoch frühestens zum Sommersemester 2014 geschehen.
7 I Die Schaubilder und Tabellen beziehen sich allesamt auf die Umfragen, die in Fußnote 2
dargestellt sind. Welche Akteure befragt wurden, geht aus der jeweiligen Abbildung hervor.
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und Kanzlern weitgehend positiv eingeschätzt wird. Insbesondere im Hinblick
auf quantitative Leistungsindikatoren, wie Drittmittel und Absolventenzahlen,
sehen Rektoren und Kanzler stärkere Leistungsanreize durch externe Mittelver-
gabeverfahren. Anders stellt sich die Situation im Hinblick auf qualitätsbezogene
Indikatoren dar. So sehen nur 31% der Rektoren und 34 % der Kanzler Anreize
zu einer Qualitätssteigerung in der Lehre. Ebenso sehen die Befragten eher eine
Verschlechterung der staatlichen Steuerungsmöglichkeiten.

bildet. Wie deutlich wird, werden die Effekte im Bereich Forschung und bezogen
auf quantitative Indikatoren von den Befragten tendenziell positiv eingeschätzt,
während Wirkungen auf die Lehre und bezogen auf qualitätsbezogene Indikato-
ren tendenziell weniger stark ausgeprägt sind. Deutlich wird auch eine weitge-
hend gleichförmige Bewertung der Akteure, wobei das Niveau der Zustimmung
teilweise beträchtlich differiert. Im Schnitt sehen Dekane und Professoren dieses
neue Steuerungsinstrument skeptischer als Rektoren und Kanzler, beurteilen die
Anreizfunktion aber dennoch in vielen Dimensionen mehrheitlich positiv.

Rektoren n - 26: Kanzler n - 40; dargestellt sind die Anteile mit der Einschätzung trifft voll und ganz zu und lrifft eher zu

Quelle: Eigene Erhebungen
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4 :s trifft voll und ganz zu
Rektoren n - 10 bis 21; Kanzler n • 30 bis 40; Dekane n - 214 bis 220;

Professoren n • 590 bIs 642

Anreize zur Erhöhung der Promotionszahlen
sInd gestiegen

Konflikte um die verteilung von Ressourcen
zwischen unlversitätslntemen

Organisationseinheiten hClben sich verstärkt

Anreize zur Stärkung der Forschung sind
gestiegen

Anreize zur Erhöhung des Frauenanteils am
wissenschaftlichen Personal sind gestiegen

Stärkung der Wettbewerbsorlentlerung der
Universität

Anreize zur Erhöhung der Absolventenzahlen
sind gestiegen

Anreize zur QuallUltsstelgerung In der Lehre
sind gestiegen

Anreize zum Einwerben von Dritt mitteln sind
gestiegen

.•.•••••• Rektoren
____ •. Kanzler

- - - Dekane

- - Professoren

MitteIverteilung zwischen unlversitätsintemen
Organisationseinheiten ist transparenter

Steuerungsmöglic.hkeiten der Universitätsleitung
haben sich verbesserl

Bei der Beurteilung, ob Verfahren der formelgebundenen Mittelvergabe und Ziel-
vereinbarungen wirklich Leistungsanreize setzen und somit mehr Wettbewerb
initiieren, ist auch die Ausgestaltung der Instrumente zu beachten. So müssen in
Zielvereinbarungen nicht zwangsläufig Ziele vereinbart werden, welche leistungs-

Quelle: Eigene Erhebungen

Abbildung 2: Wirkung derformelgebundenen. Mittelvergabe zwischen
Universitätsleitung und universitätsintemen Organisationseinheiten.

• Kanzler

• Rektoren

100

88

4020

Anreize zum EInwerben
von Drittmitteln

Anreize zur Erhöhung
der Absolventenzahlen

Anreize zur Erhöhung
der Promotionszahlen

Qualitätssteigerung der Lehre

Transparentere Mittelverteilung

Bessere Steuerungsmöglichkeiten
des Landes

Stärkere Wellbewerbsorientierung

Anreize zur Stärkung der Forschung

Erhöhter Frauenantei! am wiss. Personal

Auch hochschulintern hat der Wettbewerbsmechanismus einen Bedeutungsge-
winn erfahren. Wie Tabelle 1verdeutlicht, werden Zielvereinbarungen und Finan-
zierungsformeln vor allem auf der Ebene Universitätsleitung-Fakultäten inten-
siv eingesetzt. Zwischen Dekanat und fakultätsinternen Organisationseinheiten
kommen Zielvereinbarungen wesentlich seltener zum Einsatz, die formelgebun-
dene Mittelvergabe wird aber als Steuerungsinstrument genutzt. Bezieht man die
Angaben nicht auf die Anzahl der Universitäten, sondern auf die Anzahl der Fa-
kultäten, werden diese Ergebnisse gestützt. Während 67 % der Dekane (n = 251)
angeben, ein Verfahren der formelgebundenen Mittelvergabe in ihrer Fakultät
einzusetzen, geben nur 12 % der Dekane an, in ihrer Fakultät Zielvereinbarungen
abzuschließen. Insgesamt weisen diese Ergebnisse in der Summe trotzdem auf
eine hochschulinterne Stärkung des Governance-Mechanismus Wettbewerb hin.

In Abbildung 2 sind die Mittelwerte der Einschätzungen von Rektoren, Kanz-
lern, Dekanen und Professoren zu den Wirkungen der universitäts internen for-
melgebundenen Mittelvergabe in verschiedenen Performanzdimensionen abge-

Abbildung 1: Wirkung der landesseitigen formelgebundenen Mittelvergabe
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Quelle: Eigene Erhebungen

3.2 ZIelbezogene Außensteuerung

stand von Wettbewerbsinstrumenten innerhalb von Hochschulen dafür, dass
auch die Selbstregelungsmöglichkeiten der Hochschulen zugenommen haben.

Wie im vorangegangenen Abschnitt aufgezeigt wurde, werden von staatlicher Sei-
te umfangreich Instrumente, wie Zielvereinbarungen und Verfahren der formel-
gebundenen Mittelvergabe, eingesetzt. Im Hinblick auf den externen Stakeholder
Staat spricht dies für eine Zunahme der Bedeutung des Mechanismus der ziel-
bezogenen Außensteuerung.

Die Gesellschaft soll über die Einführung von Hochschulräten an der Gover-
nance der Hochschulen beteiligt werden. In 14 Bundesländern ist rechtlich fest-
gelegt, dass die einzelnen Hochschulen einen Hochschulrat einrichten müssen.
Bremen ist das einzige Bundesland, dessen Landeshochschulgesetz keine Imple-
mentierung eines Hochschulrats vorsieht. Brandenburg weist die Besonderheit
eines Landeshochschulrats auf, der nicht für einzelne Hochschulen, sondern für
alle Hochschulen im Bundesland zuständig ist. Wird die formale Einführung
eines Hochschulrats als Indiz dafür betrachtet, dass die zielbezogene Außen-
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Kanzler n ~ )1 bis )5; Dekane n ~ 22 bis 2)4; Professoren n ~ 299 bis 346

Qualitätssteigerung in der Lehre

Qualitätssteigerung in der Forschung

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der
Universität/Fakultät

Stärkere Anreize FOr die Übernahme von
Leitungspositionen

Höhere Leistungsorientierung von Professoren

- - - Dekane

Stärkere Wettbewerbsorientierung von Professoren

- - Professoren

..• .• Kanzler

Abbildung]: Wirkung der W-Besoldung

8 I Fragen zur Leistungsorientierten Vergütung richteten sich ausschließlich an Professo-
ren, die in der W-Besoldung eingruppiert sind.

bezogen sind, sondern es kann auch die Implementierung von Verfahren geregelt
werden. Auch in Finanzierungsformeln können anstelle von leistungsorientierten
auch belastungsorientierte Indikatoren eingesetzt werden (vgl. Jaeger et al. 2005).
Zumindest für die formelgebundene Mittelvergabe zwischen Universitätsleitung
und Fakultäten kann gezeigt werden, dass der Intention nach leistungsorientierte
gegenüber belastungsorientierten Kriterien dominieren. So wird in 90 % der Uni-
versitäten angegeben, dass Drittmittel ein Kriterium der Mittelvergabe bilden, ge-
folgt von Indikatoren zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses (77 %)
und Absolventenzahlen (74 %). Mit einigem Abstand folgen dann belastungsorien-
tierte Indikatoren wie Personal (55 %) und Studierendenzahlen (55 %).

Auch auf der Ebene einzelner Professoren wird versucht, Leistungsanreize
zu setzen. Zu nennen ist hier die leistungsorientierte Vergütung im Rahmen
der W-Besoldung. Mit den Zielen Verbesserung der Effektivität und Qualität von
Forschung und Lehre sowie Stärkung der Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit der Hochschulen wurde die Bundesbesoldungsordnung W bis zum 1. Januar
2005 bundesweit verpflichtend für alle neu berufenen ProfessoJ;en eingeführt
(vgl. Detmer/Preißler 2006; Koch 2010). Bereits heute wird ca. ein Drittel aller
Professoren nach der neuen Ordnung besoldet (Detmer 2011: 183).

In der Bewertung ihrer Wirkungen durch die befragten Akteure unterschei-
det sich die W-Besoldung8 deutlich von anderen Steuerungsinstrumenten. Ähn-
lich wie bei den anderen Instrumenten werden die Effekte auf die Lehre geringer
als auf die Forschung eingeschätzt. Bemerkenswert sind jedoch deutliche Unter-
schiede in den Einschätzungen von Dekanen und W-besoldeten Professoren auf
der einen und Kanzlern auf der anderen Seite. Sowohl die Dekane als auch die
Professoren in der W-Besoldung schätzen die Wirkungen deutlich schlechter ein
als die Kanzler. Bei keiner Wirkungsdimension liegt der Mittelwert bei den De-
kanen und W-besoldeten Professoren im positiven Bereich. Derartig de~tliche
Differenzen bezüglich der Einschätzungen der Performanzwirkungen zwischen
Akteursgruppen finden sich bei keinem anderen von uns untersuchten Steue-
rungsinstrument. Dies kann als Indiz dafür betrachtet werden, dass die W-Be-
soldung zumindest in der breiten Masse der W-besoldeten Professoren keine An-
reize zu Leistungsverbesserungen setzt.

Insgesamt ist Wettbewerb sowohl als staatlicher Regelungsmechanismus als
auch als Selbstregelungsmechanismus gestärkt worden. Dies ist an der bemer-
kenswert hohen Umsetzung von Zielvereinbarungen und Verfahren der formel-
gebundenen Mittelvergabe sowohl auf der Ebene Land-Hochschulen als auch auf
den unterschiedlichen universitätsinternen Ebenen zu erkennen. Der Formwan-
del der Staatlichkeit hat also zu einer Zunahme der staatlichen Steuerungs- und
Koordinationskapazitäten geführt. Gleichzeitig spricht der hohe Umsetzungs-
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Abbildung 4: Wirkung von Hochschulräten aus Sicht
von Hochschulratsmitgliedem

gab unsere Befragung, dass Hochschulräte im Durchschnitt lediglich viermal
im Jahr für durchschnittlich vier Stunden tagen. Die zeitlichen Ressourcen, um
einen signifikanten Einfluss auf hochschulische Entscheidungen zu nehmen,
sind für Hochschulräte somit deutlich eingeschränkt. Ist somit im Hinblick auf
die Kompetenzen von Hochschulräten eine Stärkung des externen Stakeholders
Gesellschaft zu erkennen, muss vor dem Hintergrund der empirischen Ergeb-
nisse zur Zusammensetzung und den Arbeitsweisen von Hochschulräten diese
Aussage relativiert werden. Der wissenschaftsexterne Einfluss auf die Governan-
ce von Hochschulen hält sich deutlich in Grenzen.

Im Rahmen unserer Befragung von Hochschulratsmitgliedern wurden die·
se nach der Wirkung von Hochschulräten in einigen, in der Diskussion häufig
genannten Wirkungsdimensionen gefragt. Aus ihrer Perspektive tragen die
Hochschulratsmitglieder zum Gewinn externen Sachverstandes bei, auch eine
Verbesserung der Entwicklung von strategischen Zielen der Hochschule sehen
sie als relativ deutlich realisiert an. Die Hochschulratsmitglieder schätzen ihren
Einfluss auf die interne Entscheidungsfindung in Hochschulen also als bedeut·
sam ein. Im Hinblick auf die Außenbeziehungen und ihre Kontroll· und Auf·
sichtsfunktion sind sie jedoch skeptischer. Ein großer Anteil sieht eine effektive
Kontrolle der Umsetzung von Entscheidungen als nicht gegeben an. Eine Mehr·
heit der Hochschulratsmitglieder sieht des Weiteren eher marginale Effekte im
Hinblick auf eine Verbesserung der Stellung ihrer Hochschulen im Wettbewerb
um Sponsoren und Drittmittel.
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steuerung durch die Gesellschaft gestärkt wurde, kann eine Stärkung dieses ge-
sellschaftlichen Selbstregelungsmechanismus in nahezu allen Bundesländern
festgestellt werden.

Eine tiefergehende Analyse darüber, ob dieser Governance-Mechanismus an
Bedeutung gewonnen hat, erfordert jedoch eine Betrachtung der Kompetenzen,
Zusammensetzung und Arbeitsweisen von Hochschulräten. Während sich das
Aufgabenspektrum schwerpunktmäßig auf die Bereiche Strategie und Haushalt
fokussiert, lässt sich eine hohe föderale Varianz bei der Ausgestaltung im Einzel-
nen und der Mitwirkungsintensität des Aufgabenspektrums beobachten. So wei-
sen ein Drittel der Länder dem Hochschulrat hier rein konsultative Tätigkeiten,
wie z.B. Beratung und Empfehlung, zu, zwei Drittel der Länder lassen hingegen
dem Hochschulrat Aufsichtsfunktionen und Entscheidungsbefugnisse zukom-
men (vgl. Burgi/Gräf 2010).

In der ganz überwiegenden Mehrzahl der Länder haben die Hochschulräte
ebenso in personellen Entscheidungen, wie z.B. bei der Wahl bzw. Abwahl der
Hochschulleitung, eine große Einflussmöglichkeit. Die Kompetenzverteilung ist
dabei im Detail in den einzelnen Landeshochschulgesetzen sehr unterschiedlich
geregelt. Bedeutender ist jedoch, dass die alleinige Existenz von Hochschulräten
bereits eine Kompetenzvedagerung im Binnenverhältnis der Hochschule und im
Außenverhältnis zum Staat bewirkt. Denn die Kompetenzen, die der Hochschul-
rat wahrnimmt, sind ganz überwiegend ehemalige Senatskompetenzen bzw.
Aufsichtsrechte, die vormals die Ministerien wahrgenommen haben. Mit der Im-
plementierung eines Hochschulrats, dessen Tätigkeiten nicht nur auf eine rein
konsultative Funktion beschränkt sind, ist somit in der Regel eine Schwächung
des Senats und des Staates verbunden, vorausgesetzt es wurden bspw. dem Mi-
nisterium keine neuen Genehmigungsvorbehalte eingeräumt. Somit kann ins-
gesamt davon gesprochen werden, dass vom Aspekt der Kompetenzen betrachtet,
der Mechanismus der Außensteuerung durch die Gesellschaft gestärkt wurde.

Wenn Hochschulräte dazu dienen sollen, gesellschaftliche Perspektiven in die
angebliche >Elfenbeintürme<, Hochschulen einzubringen, dann müssten sie zu
erheblichen Anteilen nicht mit Personen aus dem Wissenschaftssystem, sondern
aus anderen gesellschaftlichen Bereichen besetzt werden (vgl. Hüther 2009)' Wer-
den die Ergebnisse unserer Befragung zur Verteilung externer Hochschulratsmit-
glieder auf verschiedene Bereiche des gesellschaftlichen Lebens betrachtet, zeigt
sich, dass 41 % der Befragten dem Bereich Wissenschaft, 36 % dem Bereich Wirt-
schaft, 16 % Interessengruppen und 7 % anderen Tätigkeiten angehören. Wenn
zusätzlich berücksichtigt wird, dass nur vier Bundesländer einen rein extern be-
setzten Hochschulrat vorsehen und für alle anderen Bundesländer die Beteiligung
von Hochschulinternen optional oder sogar verpflichtend ist, wird deutlich, dass
in Hochschulräten zu beträchtlichen Anteilen auch Wissenschaftsvertreter an der
Governance von Hochschulen partizipieren.

Hinweise auf einen in der Tendenz eingeschränkten Einfluss von Hochschul-
räten lassen sich auch vor dem Hintergrund ihrer Arbeitsweisen machen. So er-
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3.3 Staatliche Regulierung

Für eine Beurteilung des Mechanismus staatliche Regulierung sind die Kom-
petenzen der Ministerialverwaltung maßgeblich. Im Hinblick auf finanzielle
Kompetenzen ist relevant, ob die Hochschulen immer noch extern durch eine
kameralistische Tite1wirtschaft gesteuert werden oder ob sie durch Globalbud-
gets größere Handlungsspielräume erhalten haben. Unserer Befragung zufolge
erhalten 89 % der Universitäten ein Globalbudget vom Land und haben sich so-
mit gänzlich oder partiell von der kameralistischen Titelwirtschaft lösen können.
Im Hinblick auf die finanziellen Kompetenzen der Ministerialverwaltung kann
dies als ein Bedeutungsverlust staatlicher Regulierung gewertet werden. Aber in
den meisten Bundesländern wird neben Globalbudgets immer noch ein beträcht-
licher Anteil der Finanzmittel für Hochschulen im Rahmen einer kameralisti-
schen Titelwirtschaft bewirtschaftet. Insgesamt ist also eine Aufweichung, aber
nicht eine Aufgabe der kameralistischen Titelwirtschaft zu beobachten (vgl. Lan-
zendorf/Pasternack 2009).

Die Betrachtung der sachlichen Kompetenzen verdeutlicht teilweise wesent-
liche Unterschiede zwischen den Bundesländern. So kann die Ministerialverwal-
tung in sechs Bundesländern grundsätzliche und bindende Entscheidungen im
Hinblick auf Struktur- und Entwicklungspläne treffen und den Handlungsspiel-
raum der Hochschulen somit beträchtlich einschränken. In anderen Bundeslän-
dern sind die Kompetenzen der Ministerialverwaltung im Hinblick auf Struk-
tur- und Entwicklungspläne wesentlich moderater ausgestaltet. Dort wird häufig
lediglich die Vorgabe gemacht, dass die Struktur- und Entwicklungspläne mit der
Landeshochschulentwicklungsplanung abgestimmt werden sollten (vgl. Hüther
2010).

Dass die Ministerialverwaltung immer noch über viele Möglichkeiten ver-
fügt, um die Handlungsspielräume der Hochschulen zu beschränken, wird im
Hinblick auf die Verabschiedung und Änderung der Grundordnung und Perso-
nalentscheidungen, wie die (Ab-)Wahl der Hochschulleitung, aber auch bei der
Berufung von Professoren deutlich. Trotz der überwiegenden Übertragung des
Berufungsrechts auf die Hochschulen behalten die Ministerien häufig ein Veto-
recht.

Bei Organisationsentscheidungen lässt sich hingegen ein allmählicher Rück-
zug des Staates erkennen. So unterliegen die Einrichtung, Veränderung oder
Schließung von Fakultäten, Betriebseinheiten oder sonstigen Organisationsein-
heiten nur noch in drei Bundesländern Genehmigungsvorbehalten. In den an-
deren Bundesländern variiert die staatliche Einflussnahme von einer mittelbaren
Steuerungsmöglichkeit über Zielvereinbarungen bis hin zu bloßen Anzeigeerfor-
dernissen. Bei der Einrichtung, Veränderung oder Schließung von Studiengän-
gen ist die Einflussnahme der Ministerialverwaltung etwas deutlicher. In knapp
der Hälfte der Bundesländer verfügen die jeweiligen Ministerien noch immer
über Genehmigungsvorbehalte.

Zwischen Selbstverwaltungs- und Managementmodell

Trotz der Abschaffung von einigen Genehmigungsvorbehalten und der Über-
tragung von einigen Kompetenzen auf die Hochschulen kann eine tiefgehende
Schwächung des Mechanismus der staatlichen Regulierung nicht beobachtet
werden. Insgesamt verfügt die Ministerialverwaltung in vielen Bundesländern
noch über ein hohes Maß an formalen Kompetenzen. Die Bedeutung des Rege-
lungsmechanismus staatliche Regulierung ist also nach wie vor groß.

3.4 Akademische Selbstorganisation und
hie rare his eh· ad mi n1stratlve Sei bststeu e run g

Die Mechanismen der akademischen Selbstorganisation und hierarchisch-ad-
ministrativen Selbststeuerung werden im Folgenden in der Zusammenschau be-
trachtet. Dies ist sinnvoll, weil eine mögliche hochschulinterne Hierarchisierung
nur dann angemessen analysiert werden kann, wenn untersucht wird, welche
Kompetenzen monokratische Leitungsorgane im Verhältnis zu Kollegialorganen
innehaben. Da bislang noch keine systematischen Analysen zu den Kompetenzen
von Dekanen und Fakultätsräten vorliegen, erfolgt eine Beschränkung auf die Be-
trachtung der Kompetenzen von Rektoren und Senaten.

Bezüglich der Aushandlung von Zielvereinbarungen mit der Ministerialver-
waltung verfügt die Hochschulleitung in den meisten Bundesländern über das
Entscheidungsrecht. Im Hinblick aufZielvereinbarungen mit dem Land ist in der
Tendenz also eher eine Stärkung der hierarchisch-administrativen Selbststeue-
rung gegenüber der akademischen Selbstorganisation festzustellen.

Weniger deutlich stellt sich das Bild im Hinblick auf Struktur- und Entwick-
lungspläne dar. In elf Bundesländern bestehen bei den Struktur- und Entwick-
lungsplänen erhebliche Kompetenzen der Hochschulleitung bzw. des Hoch-
schulrats, aber in sechs Bundesländern ist der Senat für die Aufstellung und den
Beschluss über die Struktur- und Entwicklungspläne verantwortlich. Einschrän-
kend ist jedoch anzumerken, dass die Handlungsspielräume der Akteure in den
Hochschulen durch die Genehmigungsvorbehalte der Ministerialverwaltung bei
Struktur- und Entwicklungsplänen eingeschränkt werden.

Die Bestimmung über die Einrichtung, Veränderung und Schließung von
Fakultäten stellte im Hochschulrahmengesetz innerhalb der Hochschulen eine
alleinige Kompetenz des Senats dar. Nunmehr verbleibt diese Kompetenz in
weniger als der Hälfte der Bundesländer beim Senat. Mit Ausnahme von Berlin
(dort ist der Hochschulrat zuständig) entscheiden die Hochschulleitungen über
die Existenz von Fakultäten oder anderen Organisationseinheiten. Allerdings
sind die Hochschulleitungen in ihren Entscheidungen nicht vollkommen frei. Sie
unterliegen der staatlichen Kontrolle, die sich v.a. in Genehmigungsvorbehalten
äußert. Die anderen Organe haben schwächere Mitwirkungsbefugnisse. Es kann
also festgehalten werden, dass in einigen Bundesländern die hierarchisch-admi-
nistrative Selbststeuerung signifikant gestärkt wurde und in anderen Bundes-
ländern nach wie vor der Schwerpunkt auf der akademischen Selbstorganisation
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Quelle: Eigene Erhebungen

Abbildung 5: Wirkung des Ausbaus der Kompetenzen der Universitätsleitung

halten geblieben, werden aber oftmals durch die Kompetenzen der Ministerialver-
waltung eingeschränkt. Insbesondere die Kompetenzen der Hochschulleitung im
Hinblick auf die Verteilung von Finanzmitteln verdeutlichen eine umfangreiche
Stärkung des Mechanismus der hierarchisch-administrativen Selbststeuerung.
Der Senat hat seine Kompetenzen im Hinblick auf finanzielle Fragen weitgehend
abgeben müssen und die Ministerialverwaltung hat, zumindest formal gesehen,
keine bedeutenden Möglichkeiten, die Handlungsspielräume der Hochschullei-
tung in diesem Gebiet zu beschränken.

In der Zusammenschau kann eine tendenzielle Stärkung der hierarchisch-
administrativen Selbststeuerung zuungunsten der akademischen Selbstorganisa-
tion beobachtet werden. Diese Veränderung der Formalstruktur schlägt sich auch
in der Aktivitätsstruktur nieder. So sehen die Rektoren und Kanzler ihre Hand-
lungsmöglichkeiten zur Beeinflussung des Profils der Universität in Forschung
und Lehre als erweitert an. Im Hinblick auf die Forschung wird diese Einschät-
zung auch von den Dekanen und Professoren geteilt. Bezüglich des Profils in der
Lehre sind die Einschätzungen hinsichtlich einer Stärkung der Hochschulleitung
aber wesentlich moderater ausgeprägt als die Einschätzungen der Universitäts-
leitungen (vgl. Abbildung 5)·
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liegt. Auch bezüglich der Einrichtung, Veränderung oder Schließung von Stu-
diengängen ist die alleinige Zuständigkeit des Senats aufgeweicht worden, indem
anderen Akteuren, wie der Hochschulleitung oder dem Hochschulrat, Kompe-
tenzen in diesem Bereich zugestanden wurden.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass die akademische Selbstorganisa-
tion geschwächt und die hierarchisch-administrative Selbststeuerung gestärkt
wurde. Der Grund für die Schwächung des Senats ist auch darin zu sehen, dass
diese von zwei Seiten aus erfolgt - vom Hochschulrat und von der Hochschul-
leitung her. Die klassische Satzungszuständigkeit, d.h. vor allem die Kompetenz
für die Beschlussfassung über den Erlass und die Änderung der Grundordnung,
verbleibt beim Senat.

Die hochschulinterne Verteilung von Finanzmitteln wurde im Zuge der
NPM·orientierten Hochschulreformen vor allem zur Kompetenz der monokra-
tischen Leitungsorgane, während parallel dazu die Einflussmöglichkeiten der
Kollegialorgane verringert wurden. Gleichzeitig hat die Ministerialverwaltung in
den meisten Bundesländern keine direkten Möglichkeiten, in die hochschulinter-
ne Mittelverteilung einzugreifen. Die Stärke der Hochschulleitung im Hinblick
auf die Mittelverteilung wird daran deutlich, dass sie viele administrative Steue-
rungsinstrumente, wie Zielvereinbarungen, Finanzierungsformeln oder Global·
budgets, implementiert hat (vgl. Tabelle 1). Die Grundsätze und die Kriterien der
Mittelverteilung werden in den meisten Bundesländern von der Hochschullei-
tung bestimmt. Im Hinblick auf die Mitte1verteilung lässt sich somit eindeutig
eine Stärkung des Mechanismus der hierarchisch-administrativen Selbststeue-
rung beobachten. Ein noch höheres Gewicht erhält dies dadurch, dass parallel
dazu der Mechanismus der akademischen Selbstorganisation in diesem Bereich
an Bedeutung verloren hat und dadurch, dass die Ministerialverwaltung über kei-
ne wesentlichen formalen Kompetenzen zur Beschränkung der Handlungsmög-
lichkeiten der Hochschulleitung verfügt. Freilich ist die Ministerialverwaltung
als größter Geldgeber der Hochschulen und im Zuge von Zielvereinbarungen
und Verfahren der formelgebundenen Mittelvergabe, wenn auch nicht direkt,
dann doch zumindest indirekt, dazu in der Lage, auch die hochschulinternen
Finanzverteilungsentscheidungen zu beeinflussen. Für eine Stärkung der hie-
rarchisch-administrativen Selbststeuerung spricht ebenfalls die forcierte Profes-
sionalisierung der Hochschulverwaltung. Als Indiz hierfür kann die Einführung
von neuen Verwaltungs- und Serviceeinheiten betrachtet werden. An 95 % der
Hochschulen wurden in den letzten zehn Jahren derartige Organisationseinhei-
ten eingerichtet.

Aufgrund der föderalen Varianz der Kompetenzverteilung zwischen Hoch-
schulleitung und Kollegialorganen ist eine Aussage zur Entwicklung dieser Go-
vernance-Mechanismen schwierig. Es zeichnen sich jedoch Bereiche (wie bei-
spielsweise die Kompetenzen bei der Ausgestaltung der Grundordnung) ab, in
denen in den meisten Bundesländern das Selbstverwaltungsmodell konserviert
wurde. Hier sind die Handlungsspielräume der Kollegialorgane weitgehend er-
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Hinblick auf die eigenen Steuerungsmöglichkeiten. Ein beträchtlicher Anteil der
Dekane sieht keine signifikanten Verbesserungen im Hinblick auf eigene Steue-
rungsmöglichkeiten. Effekte auf die Effizienz der Leistungserbringung werden
von allen befragten Akteuren eher skeptisch beurteilt. Die Mehrheit der befragten
Akteure sieht keine Verbesserung der Haushaltslage durch neue Steuerungsins-
trumente.

Jenseits dieser im Großen und Ganzen positiven Einschätzung der Wirkun-
gen von neuen Steuerungsinstrumenten sind auch die Transaktionskosten der
Hochschulreform in Rechnung zu stellen. Eine erste Einschätzung dieser ist auf
der Grundlage von den in Abbildung 7 dargestellten Bewertungen von Rektoren,
Kanzlern und Dekanen zu den im Rahmen der Hochschulreformen aufgetrete-
nen Konflikten und dem Verwaltungsaufwand möglich. Das Ausmaß an Konflik-
ten zwischen den verschiedenen abgefragten Ebenen und Akteuren ist nach Ein-
schätzung der Befragten tendenziell gering. Allerdings weichen die Mittelwerte
bei den einzelnen Hems vom Durchschnittswert 2,5 nur geringfügig ab; ein be-
deutender Anteil der Befragten sieht also durchaus eine Zunahme von Konflikten
durch die Hochschulreformen als gegeben an. Am deutlichsten wird dies bei den
Konflikten zwischen Universitätsleitung und universitätsinternen Organisations-
einheiten; in etwa die Hälfte der Dekane sieht hier abweichend von Rektoren und
Kanzlern eine Zunahme von Konflikten (vgl. bereits Abbildung 5)·
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Betrachtet man die Wirkungen der NPM-orientierten Reformen aus der Sicht der
befragten Akteure insgesamt (Abbildung 6), so spiegelt sich die schon für einzel-
ne Instrumente beobachtete Einschätzung eines positiven Effektes auf die For-
schung auch in der Gesamteinschätzung wider. Ebenso ist zu beobachten, dass
die Effekte auf die Lehre zwar auch positiv bewertet werden, aber im Vergleich
zu den Effekten auf die Forschung deutlich schwächer. Dabei lässt sich eine weit-
gehende Gleichförmigkeit der Einschätzungen von Rektoren, Kanzlern und De-
kanen im Hinblick auf die unterschiedlichen Wirkungsdimensionen erkennen.
Zudem lassen sich aber auch teilweise deutliche Niveauunterschiede in den Ein-
schätzungen erkennen, wobei die Rektoren und Kanzler die Wirkungen neuer
Steuerungsinstrumente im Durchschnitt positiver bewerten als die Dekane.

Erfolgreiche Profiibiidung in der forschung

Bessere Haushaltstage

Stärkung der internationalen Ausrichtung

Quelle:EigeneErhebungen

3.5 Gesamteinschätzung der Performanzwirkungen

J. Bogumil,M.Burgi,R.G.Heinze, S. Gerber, I.-D. Gräf, L. Jochheim, M.Schickentanz

Quelle:EigeneErhebungen
Bezüglich ihrer eigenen Steuerungsmöglichkeiten sehen Rektoren und Kanzler
durchaus positive Wirkungen. Die Dekane sehen im Durchschnitt zwar auch
eine Verbesserung ihrer Steuerungsmöglichkeiten, jedoch stellt sich deren Ein-
schätzung deutlich moderater dar als die Einschätzungen der zentralen Ebene im

Einen Hinweis aufhohe Transaktionskosten der Reform geben die Einschätzun-
gen der Akteure zu dem mit neuen Steuerungsinstrumenten verbundenen Ver-
waltungsaufwand. Sowohl in der Universitätsleitung als auch in den Fakultäten
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sehen die Befragten eine Zunahme des Verwaltungsaufwands. Den deutlich
positiven Effekten im Hinblick auf die Performanz stehen aus Sicht der Akteu-
re also relativ hohe Transaktionskosten gegenüber. Auch in den Fallstudien wird
von allen befragten Professoren und Dekanen universitätsübergreifend auf den
enormen Anstieg an Bürokratie durch Zielvereinbarungen, Berichtswesen oder
aufwändige Akkreditierungsverfahren hingewiesen.

4. FAZIT - HYBRIDE GOVERNANCE-STRUKTUREN
IM DEUTSCHEN UNIVERSITÄTSSYSTEM

Betrachtet man die formale Implementierung neuer Steuerungsinstrumente, ist
ein Formwandel der Staatlichkeit im deutschen Universitätssystem zu erkennen.
Dieser stellt sich aber nicht als Funktionsverlust des Staates dar, sondern ist durch
veränderte Steuerungsformen des Staates gekennzeichnet. Auf der einen Seite
sind wesentliche Einflussmöglichkeiten erhalten geblieben (Finanzausstattung
der Universitäten, weitgehende Konservierung der staatlichen Handlungsspiel-
räume in Form von Genehmigungsvorbehalten in den meisten Bundesländern),
auf der andere Seite entstehen durch Zielvereinbarungen und leistungsorientier-
te Mittelverteilungen des Landes neue Einflussmöglichkeiten, die den Rückzug
des direkten ministerialen Eingriffs kompensieren. Eine stärkere Autonomie
der Universitäten durch Globalbudgets, Berufungsrechte und organisatorische
Eigenständigkeit muss also nicht mit geringeren staatlichen Einflussmöglichkei-
ten einhergehen.

Insgesamt sind zudem sowohl der Mechanismus der hierarchisch-adminis-
trativen Selbststeuerung als auch der Wettbewerbsmechanismus deutlich gestärkt
worden. Wettbewerbselemente sind sowohl zwischen als auch innerhalb der Uni-
versitäten deutlich ausgebaut worden. Die Gesellschaft als externer Stakeholder
hat über die Hochschulräte zwar an Einfluss auf die Universitäten gewonnen, wird
aber die Zusammensetzung von Hochschulräten betrachtet, ist der gesellschaft-
liche Einfluss eindeutig zu relativieren, da hier nach wie vor Vertreter aus dem
Wissenschaftsbereich dominieren. Insgesamt scheint die zielbezogene Außen-
steuerung durch die Hochschulräte eher von untergeordneter Bedeutung zu sein.
Innerhalb der Universitäten haben die Rektorate ohne jeden Zweifel zulasten von
Senaten und Fakultäten an Macht gewonnen, so dass eine Stärkung der hierar-
chisch-administrativen Selbststeuerung gegenüber der akademischen Selbstorga-
nisation festzustellen ist.

Im deutschen Universitätssystem sind hybride Governance-Strukturen zwi-
schen den Idealtypen des Selbstverwaltungs- und Managementmodells zu kon-
statieren. Ein nach wie vor starker Staat steht neben einer wesentlich gestärkten
Universitätsleitung, einer Stärkung von Wettbewerbselementen und einer Schwä-
chung der akademischen Selbstorganisation. Freilich handelt es sich hier nur um
eine Momentaufnahme. Einerseits kann es sich noch um eine Übergangsphase
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vom Selbstverwaltungs- zum Managementmodell handeln, aber die Konservie-
rung des Mechanismus der staatlichen Regulierung spricht eher dagegen. Zum
anderen sagt die formale Implementierung dieser neuen Steuerungsformen noch
nichts über die gelebte Realität in den Universitäten aus.

Aus der Modernisierungsforschung ist bekannt, dass es vielfältige Möglich-
keiten einer Entkopplung von Formal- und Aktivitätsstruktur oder anders formu-
liert von >rules-in-form< und >rules-in-use< gibt (vgl. MeyerjRowan 1977; Ostrom
2007). Formale Strukturen und Prozesse müssen sich nicht in der Veränderung
von tatsächlichem Verhalten niederschlagen. Zudem existieren immer auch in-
formelle Regeln, welche von den formalen Regeln abweichen. Wesentliche Fak-
toren, welche Verhaltensänderungen in Universitäten verhindern können, sind
in der Zielambiguität von Universitäten zu sehen, welche durch die Reformen
nicht verringert wurde. Wenn Akteure in Universitäten ihre Ressourcen durch
NPM-orientierte Reformen gefährdet sehen, kann dies deren mikropolitisches
Widerstandspotenzial aktivieren. Da rein hierarchische Steuerung nur ideal-
typisch funktioniert, sind empirisch auch Fälle zu beobachten, in denen neue
Steuerungsinstrumente trotz formaler Implementierung de facto keine Verände-
rungen bewirken und die Muster der akademischen Selbstorganisation unverän-
dert informell weiter bestehen oder informell neben den Regelungsmechanismen
des Managementmodells koexistieren.

Unsere beiden Fallstudien liefern gute Beispiele sowohl für unterschiedli-
che Implementationsstadien als auch für die unterschiedliche Nutzung bereits
implementierter Steuerungsinstrumente (vgl. Bogumil et a1. 2013). Diese Unter-
schiede sind zum einen auf exogene Erklärungsfaktoren, wie die finanziellen
und politischen Rahmenbedingungen, zurückzuführen, aber auch endogene
Faktoren, wie z.B. die inneruniversitäre Akteurskonstellation, spielen eine be-
deutende Rolle. Der Implementationsstil nimmt erheblichen Einfluss auf die
Wirkung der neuen Steuerung. Dabei können die Steuerungsinstrumente vor
allem dann ihre Wirkung entfalten, wenn die Implementation partizipative Ele-
mente enthält.

Bezüglich der Effekte des Formwandels der Staatlichkeit auf die Performanz
von Universitäten können in der Summe positive Effekte (aufgrund der Einschät-
zung verschiedener Akteure) beobachtet werden. Sowohl die Gesamtbewertung
der Reform als auch die Ergebnisse zu den Wirkungen von einzelnen Verfahren
legen nahe, dass vor allem im Bereich der Forschung Leistungsanreize verstärkt
und Leistungssteigerungen realisiert wurden. Die Einschätzungen zu den Wir-
kungen auf die Lehre deuten ebenfalls auf eine Verstärkung von Leistungsanrei-
zen und Leistungsverbesserungen hin. Jedoch ist der Effekt den Einschätzungen
der Befragten folgend in der Lehre deutlich geringer als in der Forschung. Die
Einschätzungen zu einzelnen Instrumenten, wie der formelgebundenen Mit-
telvergabe, sind dabei als durchaus repräsentativ für die Einschätzung der Wir-
kungen von hier nicht dargestellten Instrumenten, wie Zielvereinbarungen, zu
betrachten. Das einzige Instrument, welches keine positiven Wirkungen auf die
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Leistungen in Forschung und Lehre hat, scheint die W-Besoldung zu sein. Zu-
mindest sieht die breite Masse der W-besoldeten Professoren und Dekane keine
zusätzlichen Leistungsanreize durch die W-Besoldung.

Den tendenziell positiven Effekten auf Leistungen in Forschung und Lehre
stehen aber nicht zu vernachlässigende Transaktionskosten gegenüber. Diese
fallen vor allem in Form eines Anstiegs des Verwaltungsaufwandes an. Zudem
zeigen die Ergebnisse der beiden Fallstudien, dass die befragten Professoren -
unabhängig von der generellen Einstellung zum Modernisierungsprozess und
vom eigenen Universitätskontext - zwar eine Zunahme des Wettbewerbs, insbe-
sondere um Drittmittel, konstatieren, aber auch ,beklagen<. Dabei wird sowohl
auf die zunehmende Komplexität des Antragswesens beim Drittmittelwettbewerb
als auch auf die hohen Kosten und Frustrationen durch abgelehnte Anträge hin-
gewiesen. Zudem wird kritisch nachgefragt, ob es sinnvoll sein kann, wenn die
,besten Köpfe< zunehmend weniger forschen, sondern Anträge schreiben oder
Forschungsmittel verwalten. Hier deuten sich Problemlagen eines möglicherwei-
se überzogenen Wettbewerbsstrebens an, ein Wettbewerb, bei dem man zudem nur
begrenzt gewinnen kann, da viele parallel, wenn auch nicht gleichmäßig, ihren
Drittmittelanteil steigern.

5. KONSEQUENZEN FÜR DIE WISSENSCHAFTSPOLITIK

Auf der Grundlage der Ergebnisse unserer Untersuchung werden im Folgenden
mögliche Konsequenzen für die Wissenschaftspolitik kurz angerissen. Eines
unserer zentralen Ergebnisse ist, dass die neuen Steuerungsinstrumente in der
Wahrnehmung der befragten Akteure größtenteils im Sinne ihrer ursprüngli-
chen Intentionen wirken. Insofern sich diese ursprünglichen Intentionen nicht
verändern, besteht somit kein Grund für radikale Veränderungen der aktuellen
Steuerungsinstrumente oder gar für eine Rückkehr zum alten Steuerungsmodell.
Dagegen erscheinen inkrementelle Veränderungen neuer Steuerungsinstrumen-
te im Sinne von Nachsteuerungen an verschiedensten Stellen als sinnvoll (z.B.
W.Besoldung, Kompetenzen von Hochschulleitungen, Hochschulräten und Se-
naten, Ausgestaltung von Zielvereinbarungen).

Vor allem verursachen die neuen Steuerungsinstrumente einen enormen Ver-
waltungsaufwand. Der Modernisierungsprozess bewirkt eine Zunahme von Bü-
rokratie in Form von (überzogenem) Controlling und Qualitätssicherung sowie
Berichtspflichten zwischen den verschiedenen Ebenen des Universitätssystems
(Land, Universitäten, Fakultäten, Professoren). Dieser neue Aufwand führt auch
zu neuen Mitarbeiterstellen vor allem in der Hochschulverwaltung. Vor diesem
Hintergrund sollte überlegt werden, wie der Verwaltungsaufwand u.a. durch eine
Verringerung von Berichtspflichten reduziert werden kann. Controllingsysteme
müssen schlanker werden, indem man sich auf Wichtiges und Steuerungsrele-
vantes konzentriert. Je knapper Zielvereinbarungen formuliert sind, desto eher
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lassen sie sich auch kontrollieren und desto weniger unnötige Berichte werden
produziert. In diesem Bereich gibt es den größten Handlungsbedarf.

Des Weiteren zeigt sich, dass die neuen Steuerungsinstrumente tendenziell
eher in der Forschung als in der Lehre ihre Wirkungen entfalten. Damit korres-
pondiert, dass neue Steuerungsinstrumente eher auf die Quantität als auf die
Qualität von Leistungen eine Wirkung haben. Dies hängt unter anderem damit
zusammen, dass die Quantität von Leistungen wesentlich besser als deren Qua-
lität messbar ist. Vor allem wird dies in der Lehre deutlich. Während es für die
Leistungen in der Forschung durchaus Maßzahlen gibt, welche die Qualität von
Leistungen erfassen sollen, z.B. Publikationsindizes oder nach Gebern differen-
zierte Drittmittel, gibt es bislang so gut wie keine Maßzahlen für die Qualität von
Leistungen in der Lehre. Soll in Zukunft auch versucht werden, wettbewerbsbe-
zogene Anreize für Qualitätsverbesserungen in der Lehre zu schaffen, müssen
Indikatoren für die Qualität in der Lehre entwickelt werden.

Insgesamt zeigt sich, dass externer Druck durch die Landesregierungen An-
stoß zur Durchführung von Reformen ist. Allerdings reicht externer Druck allein
nicht aus. Dort, wo innerer Handlungsdruck und die Bereitschaft zur Verände-
rung in stärkerem Ausmaß vorhanden sind, verstärken sich die Reformbemü-
hungen. Die Umsetzung der Reformen ist stark akteurs abhängig. Dort, wo in-
tern kein Reformdruck besteht oder nur langsam aufgebaut werden kann, sind
Widerstand und Reformskepsis gegen die Neuregelungen wahrscheinlich. Zu-
dem scheint die Finanzsituation der Universitäten wichtiger als die rechtlichen
Rahmenbedingungen durch Landeshochschulgesetze zu sein. Wenn es durch die
Einführung und konsequente Durchführung von leistungsorientierter Mittelver-
gabe und Zielvereinbarungen zu einem Anstieg der Ressourcen kommt, also Re-
formgewinne erzielt werden können, wird Autonomie und Wettbewerb positiver
beurteilt, so dass Reformen eher realisiert werden können. Stellt sich jedoch he-
raus, dass sich mehr ,Leistung< nicht lohnt, kann der Reformwille schnell erlah-
men. Allerdings gibt es, wie oben erwähnt, auch Grenzen einer Anreizsteuerung
durch mehr Wettbewerb im Wissenschaftssystem.
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